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(3) Die Tat ist nicht nach dieser Vorschrift straf­
bar, wenn die Amts- oder Diensthandlung nicht 
rechtmäßig ist. Dies gilt auch dann, wenn der Täter 
irrig annimmt, die Amts- oder Diensthandlung sei 
rechtmäßig.

(4) Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig 
an, die Amts- oder Diensthandlung sei nicht recht­
mäßig, und konnte er den Irrtum vermeiden, so kann 
das Gericht die Strafe nach seinem Ermessen mildern 
(§ 15) oder bei geringer Schuld von einer Bestrafung 
nach dieser Vorschrift absehen. Konnte der Täter den 
Irrtum nicht vermeiden und war ihm nach den ihm 
bekannten Umständen auch nicht zuzumuten, sich mit 
Rechtsbehelfen gegen die vermeintlich rechtswidrige 
Amts- oder Diensthandlung zu wehren, so ist die Tat 
nicht nach dieser Vorschrift strafbar; war ihm dies 
zuzumuten, so kann das Gericht die Strafe nach sei­
nem Ermessen mildern (§ 15) oder von einer Be­
strafung nach dieser Vorschrift absehen.

§114

(1) Der Amtshandlung eines Beamten im Sinne des 
§ 113 stehen Vollstreckungshandlungen von Personen 
gleich, die die Rechte und Pflichten eines Polizei­
beamten haben oder Hilfsbeamte der Staatsanwalt­
schaft sind, ohne als Beamte angestellt (§ 359) zu 
sein.

(2) § 113 gilt entsprechend zum Schutz von Per­
sonen, die zur Unterstützung bei der Amts- oder 
Diensthandlung zugezogen sind.

(2) Ebenso wird bestraft, wer die Tat gegen einen 
Bürger begeht, der in staatlichem Auftrag bei der 
Durchführung von Aufgaben zur Gewährleistung 
von Ordnung und Sicherheit mitwirkt.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§214

Beeinträchtigung staatlicher oder gesellschaftlicher 
Tätigkeit

(1) Wer gegen Bürger wegen ihrer staatlichen oder 
gesellschaftlichen Tätigkeit mit Tätlichkeiten vorgeht 
oder solche androht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung, 
Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Wer sich an einer Gruppe beteiligt, die Ge­
walttätigkeiten gegen Bürger wegen ihrer staatlichen 
oder gesellschaftlichen Tätigkeit verübt oder androht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.

(3) Ist die Tatbeteiligung von untergeordneter Be­
deutung, kann der Täter mit Verurteilung auf Be­
währung, Haftstrafe oder Geldstrafe bestraft werden.

(4) Der Versuch ist strafbar.


